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IM FOCUS

Entscheidungsspielraum bei der Erhöhung des Grundsteuer-Hebesatzes
Die Klägerin als Eigentümerin eines Grundstücks begehrte die Aufhebung eines gegen sie gerichteten Grundbesitzabgabenbescheides
hinsichtlich der darin festgesetzten Erhöhung der Grundsteuer B. Sie trägt vor, dass die Erhöhung der Hebesätze von 370 % auf 380 %
für sie nicht bezahlbar sei.

§ 1 Abs. 1 GrStG ermächtigt die Gemeinde zur Erhebung einer Grundsteuer für den in ihrem Gebiet liegenden Grundbesitz. Gemäß § 25
Abs. 1 GrStG bestimmt die Gemeinde, mit welchem Hundertsatz des Steuermessbetrags oder des Zerlegungsanteils die Grundsteuer zu
erheben ist (Hebesatz). Dieser Hebesatz ist nach § 25 Abs. 2 GrStG für ein oder mehrere Kalenderjahre festzusetzen, wobei der Beschluss
über die Festsetzung oder Änderung des Hebesatzes bis zum 30. Juni eines Kalenderjahres mit Wirkung vom Beginn dieses Kalenderjahres
zu fassen ist (§ 25 Abs. 3 Satz 1 GrStG). Nach § 27 Abs. 1 Satz 1 GrStG wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr festgesetzt. Wird der
Hebesatz geändert, so ist nach Abs. 2 die Festsetzung zu ändern. Nach § 5 der Haushaltssatzung der Beklagten wurde für das Haushalts-
jahr 2020 der Hebesatz für die Grundsteuer A und B (Grundstücke) auf 380 % festgesetzt.

Die 7. Kammer des VG Kassel hat mit Urteil vom 10. 04. 2024 – 7 K 1707/22.KS – entschieden, dass die Haushaltssatzung der
Beklagten rechtlich nicht zu beanstanden ist. Das durch Art. 106 Abs. 6 Satz 2 GG i. V. m. § 25 Abs. 1 GrStG eingeräumte Hebesatzrecht
dient der Sicherung einer angemessenen Finanzausstattung der Gemeinden. Diesen steht bei der Ausübung des Hebesatzrechts –
als Bestandteil ihres verfassungsrechtlich geschützten Selbstverwaltungsrechts (Art. 28 Abs. 2 GG) – ein weiter (kommunalpolitischer)
Entscheidungsspielraum zu.

Die Beklagte hat durch die Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuer B von 370 % auf 380 % die ihr vom Gesetzgeber gezogenen
Grenzen nicht überschritten. Eine gesetzliche Höchstgrenze für die Grundsteuerhebesätze besteht nicht. Zwar ermächtigt § 26 GrStG die
Landesgesetzgeber, Höchstsätze festzulegen, die nicht überschritten werden dürfen. Hiervon hat der hessische Landesgesetzgeber jedoch
bisher keinen Gebrauch gemacht.

Die Erhöhung des Hebesatzes war auch nicht willkürlich. Dies wäre nur dann der Fall, wenn die Steuerhöhung evident unsachlich
wäre, wenn also die durch die Steuererhöhung erzielten Mehreinnahmen nicht zur Erfüllung gemeindlicher Aufgaben erforderlich wären,
sondern etwa der Kapitalbildung der Gemeinde dienten.

Die Erhöhung des Hebesatzes verstößt auch nicht gegen das Übermaßverbot als Ausprägung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes.
Auch wenn die Gemeinden bei der Festlegung der Hebesätze nicht an die Hebesätze anderer Gemeinden gebunden sind, lohnt nach
Meinung der Verwaltungsrichter ein Blick über die Gemeindegrenzen der Beklagten hinweg. Betrachtet man die Hebesätze der Gemeinden
im Landkreis D. oder auch andere, in Hessen geltende Hebesätze, so wird deutlich, dass ein Hebesatz vom 380 % sich im Mittelfeld
bewegt.

Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Steuerbelastung mit einem Hebesatz von 380 % eine erdrosselnde Wirkung hätte.
Eine Erdrosselungswirkung wäre nach der Rechtsprechung des VGH Hessen erst dann anzunehmen, wenn nicht nur ein einzelner Steuer-
pflichtiger, sondern die Steuerpflichtigen ganz allgemein unter normalen Umständen die Steuer nicht mehr aufbringen können (VGH
Hessen, Beschluss vom 05. 08. 2014 – 5 B 1100/14, juris). Daneben erweist sich eine Steuer als erdrosselnd, wenn durch sie das
besteuerte Verhalten faktisch nicht mehr ausgeübt werden kann (BVerwG, Urteil vom 15. 10. 2015 – 9 C 8/13, juris) bzw. die Privatnützig-
keit des besteuerten Eigentums gefährdet oder gar aufgehoben wird (VG Darmstadt, Urteil vom 18. 08. 2021 – 4 K 2115/19.DA, juris).
Dass im Fall des Klägers die um 23,72 € pro Jahr erhöhte Grundsteuerbelastung im Verhältnis zum Grundstückswert eine unverhältnismä-
ßige Mehrbelastung in Form eines krassen Missverhältnisses darstellt, ist nicht substantiiert vorgetragen und nicht ersichtlich. Zudem
wäre im Einzelfall ein Billigkeitserlass nach § 227 AO möglich (so auch VG Darmstadt, Urteil vom 18. 08. 2021 – 4 K 2115/19.DA, juris).
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